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Das Parlament hat am 17. November 2015 das Steuerpaket für das Jahr 2016 verabschiedet. 

Der vorliegende Newsletter bringt einen Überblick über die wichtigsten Änderungen, wobei wir

auch die bereits im Sommer angenommenen Änderungen berücksichtigen. Zu den hier ange-

sprochenen Themen gehören unter anderen die vom Finanzamt zusammenzustellenden Lohn-

steuererklärungen, der Wachstumssteuerkredit als Begünstigung bei der Körperschaftsteuer so-

wie die geänderten Regelungen der umsatzsteuerlichen Behandlung von periodisch abgerech-

neten Geschäften, die ab nächstem Jahr bereits allgemeingültig sein werden. Darüber hinaus

beschäftigen wir uns auch mit der Vereinfachung der Administration der Steuererklärungen der

örtlichen Gewerbesteuer und mit den neuen Rechtsgründen der Gebührenbefreiung. 
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Steuerpaket für das Jahr 2016

Das Parlament hat am 17. November 2015 das Steuerpaket für das Jahr 2016 verabschiedet. Der vorlie-

gende Newsletter bringt einen Überblick über die wichtigsten Änderungen, wobei wir auch die bereits im

Sommer angenommenen Änderungen berücksichtigen. Zu den hier angesprochenen Themen gehören

unter anderen die vom Finanzamt zusammenzustellenden Lohnsteuererklärungen, der Wachstumssteuer-

kredit als Begünstigung bei der Körperschaftsteuer sowie die geänderten Regelungen der umsatzsteuer-

lichen Behandlung von periodisch abgerechneten Geschäften, die ab nächstem Jahr bereits allgemein-

gültig sein werden. Darüber hinaus beschäftigen wir uns auch mit der Vereinfachung der Administration

der Steuererklärungen der örtlichen Gewerbesteuer und mit den neuen Rechtsgründen der Gebührenbe-

freiung.

Gesetz über die Ordnung der Steuerzahlung 

» Einheitliches Kontokorrentkonto. Die Kontenintegration wird ab dem nächsten Jahr verwirklicht. 

Anstatt der bisher vom Finanzamt und von der Zollbehörde getrennt geführten Aufzeichnungen 

werden die Zahlungsverpflichtungen im System eines gemeinsamen Kontokorrentkontos aufge-

zeichnet. Die derzeitigen Vollmachten, die zur Sachbearbeitung berechtigen, müssen nicht geän-

dert werden. 

» Zuverlässige und risikobehaftete Steuerzahler. Das Konzept des guten/schlechten Steuerzahlers, 

das von unserer Firma seit langem vorangetrieben wurde, wird nun ins Gesetz aufgenommen. 

Steuerzahler, die im Sinne des neu eingeführten Systems zur Beurteilung der Steuerzahler ihre 

Verpflichtungen auf gesetzmäßige Weise erfüllen und als zuverlässig eingestuft werden, können 

im Vergleich zu den allgemeinen Regelungen mit einer positiveren Beurteilung rechnen. Für zuver-

lässige Steuerzahler ist die Obergrenze für die mögliche Versäumnisstrafe und Steuerstrafe um 50 %

niedriger als die nach den allgemeinen Regeln im Fall von Versäumnissen zu verhängende Höchst-

strafe. Eine weitere Begünstigung ist, dass die Steuerbehörde den Antrag eines zuverlässigen 

Steuerzahlers auf Rücküberweisung der Vorsteuer innerhalb von 45 Tagen erfüllt; ab 1. Januar 2018

wird diese Frist sogar auf 30 Tage herabgesetzt. Ein Vorteil ist außerdem, dass die zuverlässigen 

Steuerzahler jährlich einmal automatisch die Gelegenheit haben werden, für eine Schuld von min-

destens 10.000 HUF, aber von nicht mehr als 500.000 HUF, zuschlagsfreie Ratenzahlungen über 12 

Monate zu beantragen. Im grundlegenden Fall kann eine Revision bei zuverlässigen Steuerzahlern 

nicht mehr als 180 Tage dauern (vorausgesetzt, dass der Steuerzahler seine Kooperationspflicht 

erfüllt und die Unterlagen zur Verfügung stellt).

Im Gegensatz dazu werden Steuerpflichtige, die große Steuerfehlbeträge oder Schulden angehäuft 

haben oder ihre Verbindlichkeiten nicht auf gesetzeskonforme Art erfüllen, als risikobehaftete 

Steuerzahler eingestuft. Um diese Steuerzahler effizienter prüfen zu können, verlängert sich die für 

die Revision von risikobehafteten Steuerzahlern zur Verfügung stehende Zeitspanne um 60 Tage. 

Die Überweisungsfrist für die von ihnen geforderte Umsatzsteuerrückerstattung beträgt 75 Tage, 

und auch hinsichtlich der Verzugszinsen, Steuerstrafen und Versäumnisstrafen wird bei ihnen eine 

strengere Beurteilung angewendet (die Obergrenze der Versäumnisstrafe ist 150 % der generell zu 

verhängenden Strafe). Das Finanzamt NAV nimmt die Beurteilung der Steuerpflichtigen vierteljähr-

lich vor, und zwar zum ersten Mal nach dem ersten Quartal 2016. 

» Definition der umsatzsteuerlich registrierten Steuerzahler. Aus steuerhistorischer Sicht ist es 

wichtig, dass die im Fachjargon nur als „umsatzsteuerlich Registrierte“ bezeichneten Entitäten, also 

jene Umsatzsteuerpflichtigen, die im Inland nicht niedergelassen sind, nun endlich auch auf Ebene 

des Gesetzes, und zwar unter den Auslegungsbestimmungen des Gesetzes über die Ordnung der 

Steuerzahlung, definiert werden. 



Persönliche Einkommensteuer  

» Steuersatz 15 %. Wahrscheinlich die meisten natürlichen Personen sind von der im Juli beschlossenen

Änderung betroffen, nach welcher ab dem 1. Januar der Lohnsteuersatz von derzeit 16 auf 15 Pro-

zent herabgesetzt wird.  

» Erklärung an den Arbeitgeber auch schon für die Steuererklärung 2015. Natürliche Personen 

dürfen ihre Steuererklärungspflicht auch in Form einer an den Arbeitgeber gerichteten Erklärung 

erfüllen. Diese Erklärung kann auch bereits im Zusammenhang für die in 2015 erworbenen Ein-

künfte abgegeben werden, und zwar bis zum 31. Januar 2016. Bedingungen für die Abgabe einer 

solchen Erklärung sind, dass die natürliche Person im Steuerjahr Einkünfte ausschließlich von dem 

die Steuervorauszahlung feststellenden Arbeitgeber erworben hat, keine detaillierten Kosten ver-

rechnet, keine Begünstigung von der Bemessungsgrundlage oder der Steuer geltend macht, keine 

Zuweisungen aus ihrer Steuer  vornehmen möchte (hierzu zählen aber nicht die Zuweisungen von 

1+1 %) und nicht aus anderen Gründen verpflichtet ist, eine ohne das Mitwirken des Finanzamts 

zusammengestellte Steuererklärung einzureichen. Die Lohnsteuererklärung wird dann von der 

staatlichen Finanzbehörde aufgrund der vom Arbeitgeber eingereichten monatlichen sog. „08“-

Erklärungen bis zu dem auf das Steuerjahr folgenden 20. Mai erstellt. 

» Erklärungsentwurf. Ab 2017 – also zum ersten Mal in Bezug auf das Jahr 2016 – erstellt das Finanz-

amt für die den Bedingungen des Gesetzes über die Steuerzahlungsordnung entsprechenden 

natürlichen Personen einen Steuererklärungsentwurf. Durch die Abnahme des Entwurfs kann auch 

die Lohnsteuererklärungspflicht dieser Personen erfüllt werden. Diese Möglichkeit gilt für jene 

natürlichen Personen, die nicht die Steuerveranlagung seitens des Arbeitgebers verlangten oder 

deren Arbeitgeber die Steuerveranlagung nicht vornehmen wollte. Die staatliche Finanzbehörde 

erstellt für diese Personen einen Entwurf der Lohnsteuererklärung und sendet ihnen diesen ab dem

15. März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres auf elektronischem Wege zu. 

Im Sinne der Änderung verlieren jene Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes, die sich auf 

die Steueranmeldung beziehungsweise auf die unter Mitwirkung des Finanzamts erstellte verein-

fachte Steuererklärung beziehen, ihre Geltung. Eine Steueranmeldung oder vereinfachte Steuerer-

klärung lässt sich zum letzten Mal bezüglich des Jahres 2015 einreichen. Es gibt aber auch weiterhin

kein Hindernis dafür, dass der Arbeitgeber – beim Vorliegen der gesetzlichen Bedingungen – die 

Steuererklärung für seine Arbeitnehmer erstellt (sog. Steuerveranlagung durch den Arbeitgeber). 

Körperschaftsteuer   

» Wachstumssteuerkredit. Mit Wirkung vom 25. Juni 2015 wurde der sog. Wachstumssteuerkredit ins 

Körperschaftsteuergesetz aufgenommen. Die Hauptregelung für diese Steuerbegünstigung sagt im 

Wesentlichen, dass auf den das unversteuerte Ergebnis des Vorjahres übersteigenden Anteil des 

unversteuerten Ergebnisses des Berichtsjahres die Steuer nicht im Berichtsjahr, sondern im Laufe 

der nächsten zwei Steuerjahre zu zahlen ist. Dies bedeutet auch eine Verbesserung der Liquidität 

der Unternehmen. Das nun verabschiedete Steuerpaket präzisiert in mehreren Punkten die ein-

zelnen Bestimmungen des Wachstumssteuerkredits.  

» Progressive Befreiung ausländischer Einkünfte. Eine ebenfalls seit 25. Juli 2015 gültige Änderung 

bei der Körperschaftsteuer ist die progressive Befreiung der im Ausland steuerbaren Einkünfte. Im 

Rahmen der progressiven Befreiung ist das im Ausland steuerbare Einkommen bei der Ermittlung 

der inländischen Körperschaftsteuergrundlage des im Inland angesiedelten Steuerpflichtigen zu 

berücksichtigen, wenn dies auch aufgrund des relevanten internationalen Vertrags möglich ist 

(der überwiegende Teil der Abkommen zur Vermeidung der doppelten Besteuerung sieht diese 

Möglichkeit vor).

Nehmen wir zum Beispiel an, dass die Bemessungsgrundlage eines Steuerpflichtigen zusammen 

mit dem im Ausland steuerbaren Einkommen 2000 MHUF beträgt, wobei das im Ausland steuerbare 
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Einkommen 1600 MHUF ist. Da die ausländischen Einkünfte zuerst unter den zum niedrigeren 

Steuersatz zu versteuernden Einkommensanteil fallen, wird die inländische Bemessungsgrundlage 

von 400 MHUF zum Satz von 19 % versteuert und die inländische Steuer beträgt insgesamt 76 MHUF.

Bei Steuerzahlern, die nicht über die im Ausland steuerbaren Einkünfte von 1600 MHUF verfügen, 

ergibt die gleiche Bemessungsgrundlage von 400 MHUF eine Steuerverbindlichkeit von 40 MHUF 

(der Steuersatz ist nämlich bis zu 500 MHUF 10 %). Das Ziel der Änderung ist es offensichtlich, die 

über eine höhere Belastungsfähigkeit verfügenden Steuerzahler unabhängig vom Ort, an dem die 

Einkünfte erwirtschaftet werden, in einem höheren Ausmaß zu besteuern. 

Umsatzsteuer   

» Geltendmachung der abzugsfähigen Steuer. Ab 2016 wird es strengere Regelungen für die Geltend-

machung der abzugsfähigen Steuer geben. Zurzeit können die Steuerpflichtigen die abzugsfähige 

Steuer in jeder Veranlagungsperiode innerhalb der ab ihrem Entstehen gerechneten Verjährungsfrist

berücksichtigen, d.h. eine Selbstrevision wegen spät erhaltener Rechnungen ist nicht unbedingt 

notwendig. Ab 2016 darf jedoch in der aktuellen Steuerveranlagungsperiode höchstens die im 

Kalenderjahr und in dem vorangehenden Kalenderjahr angefallene Vorsteuer als Abzug von der 

zu zahlenden Steuer berücksichtigt werden. Zur Geltendmachung einer davor entstandenen abzugs-

fähigen Steuer muss für die Periode, in der das Abzugsrecht entstanden ist, eine Selbstrevision be-

antragt werden. In der Praxis bedeutet das: In den Steuererklärungen des Jahres 2018 darf nur der 

Vorsteuergehalt der Eingangsrechnungen der Jahre 2018 und 2017 in Abzug gebracht werden. Die 

neue Regel ist noch nicht anzuwenden, wenn das Steuerabzugsrecht bis ausschließlich zum 31. 

Dezember 2015 entstanden ist.  

» Befreiung von der Pflicht zur Rechnungsausstellung. Durch die Ausstellung eines Belegs des Rech-

nungswesens werden Dienstleister, die Tätigkeiten des Personentransports im internationalen 

Flugverkehr ausüben, von der Pflicht zur Rechnungsausstellung befreit, außer wenn der Empfänger

der Dienstleistung die Ausstellung einer Rechnung verlangt. Jene im Inland niedergelassenen Steuer-

pflichtigen können ebenfalls von der Rechnungsausstellung befreit werden, die im Inland Dienst-

leistungen im Zusammenhang mit Radio- und Fernsehsendungen, elektronische Dienstleistungen 

und Dienstleistungen der Telekommunikation für nichtsteuerpflichtige inländische Empfänger er-

bringen und ihre Steuerzahlungsverpflichtungen unter Nutzung des sog. One-Stop-Shops erfüllen.

» Gruppenbesteuerung. Die Gesetzänderung ermöglicht, dass auch verbundene Unternehmen, die 

sich im Eigentum des Staats oder einer Gemeinde befinden, eine Organschaft begründen.

» Mehrwertsteuersatz für Schweinefleisch. Gemäß einer wichtigen, bereits im Steuerpaket von Juni 

abgenommenen Änderung wird der Steuersatz auf Umsätze mit Schweinefleisch ab 2016 von 27 % 

auf 5 % herabgesetzt.

» Leistungszeitpunkt bei bestimmten periodischen Abrechnungen. Seit dem 1. Juli 2015 gelten ge-

änderte Umsatzsteuerregelungen für die unter eine periodische Abrechnung fallenden Geschäfte 

im Zusammenhang mit Dienstleistungen der Steuerberatung, Buchhaltung und Wirtschaftsprüfung. 

Ab dem 1. Januar 2016 werden bereits alle Geschäfte, die periodisch abgerechnet werden, von 

dieser Änderung erfasst. Während früher der Leistungszeitpunkt der unter die periodische Abrech-

nung fallenden Geschäfte an die Zahlungsfälligkeit angepasst wurde, besagt die Hauptregel ab 

2016, dass bei allen solchen Geschäften der letzte Tag der von der Abrechnung oder Zahlung be-

troffenen Periode als Leistungszeitpunkt gilt.

» Ausnahmeregelungen. Eine Ausnahme ist, wenn die Fälligkeit der Zahlung des Gegenwerts für die 

von der Abrechnung oder Zahlung betroffene Periode und die Ausstellung von Rechnung oder 

Quittung vor dem letzten Tag der von der Abrechnung oder Zahlung betroffenen Periode liegen. 

In diesem Fall gilt der Zeitpunkt der Ausstellung von Rechnung oder Quittung als Leistungsdatum. 

Wenn etwa die am 20. Oktober fakturierte Monatsmiete für November bis zum 10. November (also 

vor dem 30. November) fällig ist, dann ist der Leistungstag der Rechnung der Ausstellungstag, also 

der 20. Oktober. 



Sollte die Fälligkeit der Erstattung des Gegenwerts auf einen Zeitpunkt nach dem letzten Tag der von

der Abrechnung oder Zahlung betroffenen Periode fallen, gilt als Leistungszeitpunkt die Fälligkeit 

der Erstattung des Gegenwerts bezüglich der von der Abrechnung oder Zahlung betroffenen Periode,

spätestens aber der sechzigste Tag nach dem letzten Tag der von der Abrechnung oder Zahlung be-

troffenen Periode. Nach dem früher verabschiedeten, aber nun doch nicht in Kraft tretenden Gesetzes-

text wäre der 30. Tag nach dem letzten Tag der von der Abrechnung oder Zahlung betroffenen 

Periode der Zeitpunkt gewesen, an dem die mit der Leistung verknüpfte Rechtsauswirkung auf 

jeden Fall eintritt. Wenn z.B. die Monatsmiete für September bis zum 15. Oktober fällig ist, dann 

ist der 15. Oktober der Leistungszeitpunkt. Wenn die Monatsmiete bis zum 5. Dezember fällig ist, 

wäre der 29. November – als sechzigster Tag nach dem letzten Tag der Periode – der Leistungs-

zeitpunkt.

» Die Übergangsregel stellt sicher, dass die neue Bestimmung über den Leistungszeitpunkt für jene 

nach dem 31. Dezember 2015 beginnenden Abrechnungsperioden anzuwenden ist, im Hinblick auf

welche die Zahlungsfälligkeit und das Belegausstellungsdatum nach dem 31. Dezember 2015 liegen.

Örtliche Steuern    

» Verrechnung von 10 % der Forschungskosten in der Gewerbesteuer. Die Gemeindeselbstverwal-

tungen können – einheitlich für alle Unternehmungen – Verordnungen dahingehend herausgeben, 

dass der Unternehmer die örtliche Gewerbesteuer um den Betrag von 10 % der im Steuerjahr ver-

buchten direkten Kosten von Grundlagenforschung, angewandter Forschung oder experimenteller 

Entwicklung kürzen darf.

» Verbuchung ausländischer Straßengebühren. Ab 2016 können nicht nur 7,5 % der für die Nutzung 

des inländischen elektronischen mautpflichtigen Straßennetzes gezahlten e-Mautgebühr von der 

zu zahlenden Gewerbesteuer abgezogen werden. Im Sinn der Änderung darf die Steuerzahlungs-

verbindlichkeit auch um 7,5 % der im Ausland gezahlten, als Aufwendung oder Kosten verbuchten 

Mautgebühr sowie der für die Nutzung von Autobahnen, Autostraßen und Hauptstraßen bezahlten 

Straßenbenutzungsgebühr gekürzt werden.

» Befreiung vom Einreichen einer Steuererklärung. Ab dem nächsten Jahr reduzieren sich die 

Administrationslasten jener Steuerzahler, die aufgrund der Befreiungs- und Begünstigungsregel 

der Steuerverordnung der Selbstverwaltung in Bezug auf das Steuerjahr keine Steuerzahlungsver-

bindlichkeit belastet. Diese Steuerzahler müssen bei der Steuerbehörde der Gemeindeselbstver-

waltung keine Steuererklärung über die Gewerbesteuer einreichen.

» Einheitliche Steuererklärung. Endlich wird die seit langem vorangetriebene Lösung möglich, dass 

die örtlichen Gewerbesteuererklärungen nicht bei den Gemeindeselbstverwaltungen getrennt, 

sondern – im Fall aller Selbstverwaltungen – auch unter Anwendung des allgemeinen Formular-

ausfüllprogramms bei der staatlichen Steuerbehörde eingereicht werden dürfen. Die eingetroffe-

nen Steuererklärungen werden danach von der staatlichen Steuerbehörde (in der Rolle des Post-

zustellers) an die Gemeinden weitergeleitet. Die bei der staatlichen Steuerbehörde fristgerecht 

eingereichten Steuererklärungen müssen bei der Steuerbehörde der Gemeinde als erfüllte Ver-

pflichtung betrachtet werden.  
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Gebühren   

» Befreiung von der Gebühr für entgeltliche Vermögensübertragung. Die Anschaffungen von Orga-

nisationen, die mit Autobussen, Sattelschleppern oder Lastkraftwagen wirtschaften, werden in 

Zukunft von der Gebühr für entgeltliche Vermögensübertragung befreit. Außerdem sieht die Gesetz-

änderung auch eine Gebührenbefreiung hinsichtlich des entgeltlichen Erwerbs von ausschließlich 

elektrisch angetriebenen Fahrzeugen und sonstigen umweltschonenden Fahrzeugen vor.

» Befreit von der Gebühr für entgeltliche Vermögensübertragung werden außerdem natürliche 

Personen, die zuerst Mieter einer Wohnung waren, die sie danach zurückgekauft haben, oder 

deren Erben. Darüber hinaus ist der dem Verkehrswert entsprechende Teil eines Gebäudes aus 

dem Verkehrswert einer Immobilie befreit, wenn das Gebäude von der das Vermögen erwerben-

den Person errichtet wurde und dies eindeutig aus einer mit dem Eigentümer des Grundstücks 

abgeschlossenen Vereinbarung oder aus anderen Urkunden hervorgeht. 

Die Modifizierung befreit außerdem jene Wohnungskäufer, die den Verkäufern dieser Wohnung, 

sofern sie natürliche Personen sind, auf bestimmte Zeit, mindestens aber für fünf Jahre das Woh-

nungsmietrecht und den Verkäufern oder deren Erben Rückkaufsrecht zusichern, wenn die jähr-

liche Mietgebühr nicht höher ist als 7 Prozent des Kaufpreises der Wohnung. In diesem Fall kommt 

es auch zur Vorschreibung der Gebühr: Wenn aber der frühere Wohnungseigentümer oder dessen 

Erbe innerhalb von fünf Jahren ab dem Eintreten der Gültigkeit des Kaufvertrags den seinem frühe-

ren Eigentumsanteil entsprechenden Teil zurückkauft, und zwar höchstens zu einem Kaufpreis, der 

105 Prozent des zuvor gezahlten Kaufpreises entspricht, wird die Gebühr gestrichen.

Sonstige Änderungen   

» Kraftfahrzeugsteuer. Neben den ausschließlich elektrisch angetriebenen Kraftfahrzeugen wird 

auch der Betrieb der anderen umweltschonenden Fahrzeuge von der Kraftfahrzeugsteuer befreit.  

» Verbrauchsteuern. Ab 2016 wird es notwendig sein, zur Herstellung von selbstgebrannten Des-

tillaten Steuermarken von 700 Forint pro Liter von der Zollbehörde einzuholen, und zwar noch 

bevor man mit der Herstellung beginnt. Diese Marken können auf Papier oder elektronisch bean-

tragt werden. Nur jene Privatbrenner sind berechtigt, eine Destillatsteuermarke einzuholen, deren 

Destillationsanlage bei der Steuerbehörde der Gemeindeselbstverwaltung registriert ist. Privat-

brenner sind jährlich zum Erwerb von mindestens 5 und höchstens 86 Steuermarken für Destillate 

berechtigt. Sie dürfen dann jährlich höchstens die dementsprechende Menge von Destillaten her-

stellen. 

» Der Satz für die Lebensmittelaufsichtsgebühr ändert sich. Die frühere – mit dem Umsatz von täg-

lichen Verbrauchsartikeln verbundene – gestaffelte Lebensmittelaufsichtsgebühr wird abgeschafft. 

Anstatt dessen muss einheitlich eine Aufsichtsgebühr von 0,1 % entrichtet werden. Die Änderung 

wird damit begründet, dass es gegen das EU-Recht verstößt, eine Unterstützung zu gewähren, die 

aufgrund der Bevorteilung der Herstellung gewisser Waren den Wettbewerb verzerrt. Diejenigen, 

die von dieser Änderung betroffen sind, müssen bis zum 30. Dezember 2015 eine Erklärung ein-

reichen.  

» In mehreren Punkten und bezüglich mehrerer Steuerarten werden die Regelungen des   Mitarbeiter-

aktienprogramms geändert.
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